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Laut einemUrteil des Schweizer
BundesgerichtsverkaufteIsmael
K.* im Zeitraum von Januar bis
Mai 2022 mehreren Personen
rund65GrammKokaingemisch.
Dabei habe er einen Nettoge-
winn vonüber 5000Franken er-
zielt.Weitere46Grammhabeer
noch verkaufen wollen. Zudem
habe er zwecks Eigenkonsums
noch mehr Kokain, MDMA und
Marihuana besessen.

Im Oktober 2024 sprach
das Strafgericht Zug Ismael K.

Kristina Gysi dermehrfachenWiderhandlung
gegen das Betäubungsmittelge-
setz und der Widerhandlung
gegen dasAusländer- und Integ-
rationsgesetz schuldig. Es ver-
urteilte ihn zu einer Freiheits-
strafe von 28 Monaten, und
einem Landesverweis von sie-
ben Jahren. Infolge der Beru-
fungsverhandlung entschärfte
dasZugerObergericht dasUrteil
auf 27 Monate bedingte Frei-
heitsstrafe mit einer Probezeit.
Der Landesverweis hingegen
blieb bestehen. Der Verurteilte,
der seit 2013 in der Schweiz lebt,

zog das Verfahren weiter vor
Bundesgericht und wehrte sich
dort gegen seine Ausschaffung.
Das Argument: Er ist Vater
zweier SchweizerKinder.

Die Europäische Menschen-
rechtskonvention (EMRK) sieht
unter Artikel 8 das «Recht auf
Achtung des Privat- und Fami-
lienlebens» vor. In dieses Recht
darf eine Behörde nur dann ein-
greifen,wenndies«fürdienatio-
nale oder öffentliche Sicherheit,
für das wirtschaftlicheWohl des
Landes, zur Aufrechterhaltung
derOrdnung, zurVerhütungvon

Straftaten, zum Schutz der Ge-
sundheit oder der Moral oder
zumSchutz derRechte undFrei-
heiten anderer»notwendig ist.

Bundesgericht sieht
keinenHärtefall
Dieser Paragraf sorgt in der
Schweiz immerwieder für juris-
tische und politische Diskussio-
nen. Denn das Schweizer Recht
sieht vor, dass Ausländerinnen
und Ausländer, die wegen
schwerer Betäubungsmittelde-
likte verurteilt wurden, für 5 bis
15 Jahre des Landes verwiesen

werden. Ausnahmen gibt es in
sogenannten Härtefällen – und
einen solchenmachte Ismael K.
in seinem Strafprozess geltend.

So beschäftigte sich nach
demStraf- undObergericht Zug
auch das Bundesgericht mit der
Härtefallklausel. Trotz der en-
gen Beziehung zu seinen zwei
Schweizer Kindern und einem
geteilten Sorgerecht mit der
Kindsmutter überwiege in die-
semFall das öffentliche Interes-
se, entschied das Richtergre-
mium in Lausanne. Gründe da-
für seien der Kokainhandel,

zahlreiche Vorstrafen, frühere
Täuschungen gegenüber Behör-
denunddas vermuteteRückfall-
risiko. Am Entscheid änderte
auch die gebotene Achtung des
Kindeswohlsnichts:DerKontakt
könne über Telefon und Video
sowie über Besuche inDrittstaa-
ten aufrechterhalten werden.
Das Bundesgericht wies die Be-
schwerde von Ismael K. bezüg-
lich seines Landesverweises ab.
Er muss die Schweiz für sieben
Jahre verlassen.

*Name geändert.

Wer die Debatte imGrossen
Gemeinderat der Stadt Zug
rund um den Bebauungsplan
Metalli mitverfolgt hat, weiss,
dass die Pläne relativ unum-
stritten waren. Natürlich gab
es stellenweise kleinere An-
träge und Anpassungen, doch
imGrunde waren sich die Ge-
meinderätinnen und Gemein-
deräte einig: Der Bebauungs-
plan ist eine gute Sache und
schafft dringend benötigten
Wohnraum in der Stadt Zug.
Bei der Schlussabstimmung
imNovember 2025 wurde der
Bebauungsplanmit nur einer
Gegenstimme bei einer Ent-
haltung beschlossen.

Insgesamt sollen künftig 160
neueWohnungen beimMetalli
möglich sein, 64 davon preis-
günstig, dazu kommenGewer-
beflächen und Freizeitange-
bote. Teil des Bebauungsplans
ist neben einem 80-Meter-
Hochhaus gegenüber demehe-
maligen «Bären», dem heu-
tigen «Tibits», auch ein neuer,
rund 900Quadratmeter gros-
ser Platz an der Baarerstrasse.
Dieser soll das Areal zur Stadt
hin öffnen und eine Verbin-
dung zumBahnhof schaffen.

Diese 160Wohnungen werden
in Zug dringend benötigt.
Ausserdem übertreffen die 64
preisgünstigenWohnungen,
die entstehen sollen, die For-
derungen der 2023 angenom-
menen SP-Volksinitiative
«2000Wohnungen für den
ZugerMittelstand» sogar. Der
Grund:Weil in einem der Bau-
bereiche 30 bestehendeWoh-
nungen rückgebaut werden,
sind es effektiv 130 zusätzliche

Leitartikel zur Abstimmung über den Bebauungsplan Metalli in der Stadt Zug

Wohnungen, die entstehen
sollen. Der Anteil an preis-
günstigenWohnungen liegt
somit insgesamt bei 49 Pro-
zent, also 9 Prozent höher als
von der SP-Initiative gefordert.

Kritikwurde bereits vor derEnt-
scheidung imStadtparlament
überdenBebauungsplanMetalli
laut: nämlich vomBauforum
Zug, einemaus zahlreichen lo-
kalenBaufachleuten bestehen-
denVerein. Als besonders stos-
send empfindet dasBauforum
dengeplantenAbriss von fast
derHälftedesMetalli-Gebäudes
entlangderBaarerstrasse.
Und sowurde gegenden

GGR-Beschluss schliesslich das
ReferendumvomVereinNein
zumBebauungsplanMetall
ergriffen,weshalb nun eine
Urnenabstimmung am14. Juni
durchgeführtwird.

Die Gegnerschaft, darunter
Architekten sowie der Filme-
macher und Autor Andres
Brütsch, setzt sich für einen
Erhalt desMetalli-Zentrums
als «postmoderne, architek-
tonische Komposition» ein.
Mit dieser Einschätzung haben
sie recht: DasMetalli ist für
die Stadt Zug ein prägender
Komplex, den alle kennen und
zu dem diemeisten einen Be-

Die Bedürfnisse haben sich verändert

zug haben. Kaum jemand hat
hier noch nie eingekauft, einen
Kaffee getrunken oder ist ein-
fachmal durchspaziert.

Nur gilt es hierbei zu beach-
ten: Das Metalli befindet sich
zwar auf dem historisch be-
deutenden Areal der Metall-
warenfabrik Zug, den Bezug
zur Geschichte schafft aber
bloss der Name. Die histori-
schen Fabrikhallen wurden
nämlich vor dem Bau des jet-
zigen Einkaufszentrums ab-
gerissen. Betrachtet man die
Geschichte und den Umstand,
dass das Metalli am Abend
weitgehend ausgestorben

wirkt, sollte man für eine Ver-
änderung – auch im Erschei-
nungsbild – offen sein.

Es wirkt etwas befremdlich,
dass die Ästhetik des Stadtbilds
über die Tatsache gestellt wird,
dass in Zug dringend neuer
Wohnraumbenötigt wird. Oder
etwas zugespitzt gefragt:Was
bringt einem ein schönes Stadt-
bild, wenn die Bevölkerung
wegenmangelnderWohnun-
gen und damit verbundener
hoherMietenwegziehenmuss?

In der ganzen Diskussion darf
manauchnicht vergessen, dass
ein Grossteil der Bausubstanz
erhalten bleiben soll. Über-
zeugend wirkt auch das Vor-
haben, einen offenen Platz zu
schaffen, auf dem auch Bäume
gepflanzt werden sollen. Das
alles macht die aktuell wenig
einladende «Front» des Ein-
kaufszentrums hin zur Baa-
rerstrasse attraktiver.

Zug hat sich seit der Eröffnung
des Einkaufszentrums 1987
stark verändert. DasMetalli
entspricht nicht mehr den heu-
tigen Bedürfnissen, beispiels-
weise nach einem belebten,
sozial durchmischten Treff-
punkt mitten in der Stadt. Das
geplante Hochhaus hat mit
seinen Dimensionen eine ge-
wisse Dominanz, das lässt sich
nicht leugnen. Aber wo, wenn
nicht an diesemOrt, soll ver-
dichtet werden? Hier, mitten
im Stadtzentrum und in Bahn-
hofsnähe, ist ein passender
Standort für einen solchen
Bau. Kommt dazu, dass dieses
Areal als Verdichtungsgebiet
der Stadt Zug definiert wurde.

Das vorgesehene Hochhaus
entspricht demHochhaus-
reglement der Stadt Zug und
wäre auch nicht das erste 80-
Meter-Gebäude: Der Park-
Tower ist mit 81Metern Höhe
und 25 Geschossen das höchs-
te Gebäude der Stadt Zug.
Ausserdem haben die städ-
tischen Stimmbürgerinnen
und Stimmbürger am 9. Feb-
ruar 2025 demBebauungsplan
GIBZmit demHolz-Hoch-
haus «Pi» an der Baarerstras-
se zugestimmt.

Damit ist klar, dass die Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger
den dringenden Bedarf an
Wohnraum erkannt haben und
Verdichtung in die Höhe nicht
grundsätzlich ablehnen. Viel-
mehr ist das Projekt wie das
Metalli-Vorhaben eine Chance
für die Zukunft einer Stadt wie
Zug, die sich gerne als welt-
offen und als Vorreiterin prä-
sentiert. Es kann auch nicht
das Ziel sein, Hochhäuser um
die Stadt herum zu bauen und
damit in die Zeit der Stadt-
mauern zurückzufallen.Wer
gegen Hochhäuser ist, der fin-
det bei jedem neuen Plan ein
Haar in der Suppe. In diesem
Fall sollte die Gegnerschaft
ihre hohen ästhetischen An-
sprüche zumWohle der All-
gemeinheit zurückschrauben.

Luftaufnahme desMetalli-Areals. Bild: Jakob Ineichen (Zug, 2. 6. 2026)
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Drogenhändler muss die Schweiz verlassen
EinMannwehrte sich vor Bundesgericht gegen die Entscheide zweier Vorinstanzen imKanton Zug undmachte dabei einen familiären
Härtefall geltend – ohne Erfolg.
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